DauyigerDamp 


102. 
Dienſtag, den 2. Mai. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe Nr. 5. 


585 wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


— 


Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Staats Lotterie. 


„Berlin, 1. Mai. Bei der heute fort 
„hi % gelegten 
fee der 4. Klaſſe 13 1ſter Königl. Klaſſen » Lotterie 
1 Haudauptgewinn von 30 000 Tolr. auf Nr. 28,074. 
2 Gemidewinn von 20,000 Thlr. auf Nr. 50,249. 
74237 inne zu 5000 Thlr. fielen auf Nr. 21,350 und 
10,494 5 Gewinne zu 2000 Thlr. auf Nr. 75. 14,970. 
„491. 51,296 und 62,453. 
Gewinne zu 1000 Thlr. auf Nr. 1315. 2267. 
17,748 0893. 11,994. 13,518. 14,836. 15,875. 17,139. 
94482 18,251. 19,724. 21,455. 21,618. 22,575. 26,621. 
452. 29,556. 34,050. 36,548. 38,127. 39,947. 40,669. 
70388 56,051. 58,629. 59,141. 63,807. 66,871. 69,178. 
nen 71,357. 74,492. 77,907. 80,252. 86,317, 89,629. 
„ — — 92,960. 
3 Gewinne zu 500 Tbir. 
481. 1563. 5 
12472 12,919. 
21,778. 21,964. 
31,106. 


31,149 
86,595. 37'373. 
58,381. 59,476. 


59,476. 
65,386. 65,560. 
79,206. 


auf Nr. 750. 944. 1331. 
3596. 4406. 5314. 7215. 8273. 9449. 
15,351. 16,354. 16,357. 18,331. 21,034. 
23,239. 23,434. 25,971. 25,986. 28,006. 
31,898. 32,366. 32,627. 34,582. 35,097. 
43,430. 48,923. 49,888. 51,656. 53,003. 
59,697. 60,848. 64,479. 64,783. 64,900. 
66,622, 68,341. 72,189. 77,576. 79,057, 
—.— 80,374. 83,181. 84,241. 85,280. 86,079. 89,778. 
— 92,947. und 94,125. 
Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 1505. 1756 
pn 4267. 4292. 6498. 7269. 7512. 7940. 8040. 
10 — 12,220. 13,968. 14,132, 15,246. 15,326. 15,468. 
—— 18,844. 20,572. 23,870. 25,116. 25,652. 27.027, 
Pr 28,014. 34,421. 36,325. 37,647, 38,223. 41,060. 
aus 44,522. 51,880. 55.994. 56,100. 57,441. 58,289. 
371. 61,380. 61,771. 62,308. 62,688. 63,050. 67,262. 


67,477. 71,179. 71,464. 74,927. 7 
‚464. 74,927, 76,553. 82,485. 83,257. 
1 — 90,002. 90,205. 96,715. 90,822. 91,692 


Privatnachrichten zufolge fiel — Hauptgewi 
von 30,000 Thlr. nach Cöln bei Krauß. Deiner Danke 
gewinn von 20,000 Thlr. nach Stettin bei Flemming. 


2 Gewinne zu 5000 Thlr. nach Tilſit bei K 
nach Wrietzen bei Leiſt. f Klein und 


Telegraphifche Depeſchen. 

* Hamburg, Montag 1. Mai. 
Wie die „Börſenhalle“ mittheilt, iſt in kommiſſariſcher 
Verhandlung für die Stadt Lübeck und für das 
Großherzogthum Mecklenburg mit dem Herrn R. J. 
obertſon aus Hamburg, als Bevollmächtigten eines 
auswärtigen Bankhauſes, ein Vertrag über den bald 
zu beginnenden Bau einer Eiſenbahn von Lübeck 
ach Kleinen abgeſchloſſen worden. 
Die Wien, Montag 1. Mai. 
Hafen ereral Correſpondenze ſchreibt über die Kieler 
Ri ufrage: Die kaiſerliche Regierung iſt bereit, die 
St sche Preußens zu erfüllen, in ſofern die zeitweilige 
U ationirung preußischer Schiffe im Kieler Hafen 
N als ein Ausfluß des Beſetzungsrechtes als 
eutſche Großmacht während des Interims erſcheint. 
zreußen würde es gerechtfertigt finden, daß, wenn 
5. preußiſchen See-Streitfräfte in das Bereich der 
erzogthümer gezogen werden, eine beträchtliche 
g, Minderung des Effectivbeſtandes der preußiſchen 
Fuudtruppen eintrete, welcher die Bedürfniſſe des 
rudens weit überſteige. Die „General Correſp.“ 
in der bleibenden maritimen Feſtſetzung Preußens 

Kiel entgegen. Oeſterreich glaubte der Verwirkli⸗ 
wan des Programms preußiſcher Specialvortheile 
beidrend des Proviſoriums um ſo mehr ſeine Gut⸗ 
eißung vorenthalten zu müſſen, als den bei der 
atſcheidung der Herzogthümerfrage ſtimmberichtigten 
getoren ein gebührender Einfluß zu wahren ſei. 
'erin liege ein wichtiges Motiv für Preußen, fi 
er endlichen Einſetzung einer difinitiven Staatsgewalt 
en die Herzogthümer nicht länger zu widerſetzen, 
a hierdurch die Erreichung der preußiſchen Beſtre⸗ 
ungen bedingt ſei. Es iſt kein Zweifel, daß die 


fhont. 


36fter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 5 
werden bis Mittags 12 Uhr ne £ 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeyer's Centr.Ztgs.“ u. Annonc.⸗Bilreau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 

In Hamburg, Frankf. a. M. u. Wien: Haafenftein & Vogler. 


H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 


Bundes Mitglieger, Oeſterreich voran, jedem billigen 
und berechtigten Anſpruch Preußens bereitwillige 
Berückſichtigung gewähren werden, welche Preußens 
Opfern, Deutſchlands neuer Aufgabe und der geo⸗ 
graphiſchen Lage des großen norddeutſchen Bundes- 
ſtaates entſpricht. 

— In der heutigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
motivirte Hr. v. Hock in einer zweiſtündigen Rede, 
daß der Handelsvertrag mit dem Zollverein fo 
vortheilhaft ſei, als ein zwiſchen gleich mächtigen 
Staaten abgeſchloſſenek Vertrag denkbar wäre. Er 
empfiehlt dringend deſſen Annahme. Der Vertrag wurde 
dem Ausſchuſſe für den neuen Zoll⸗Tarif überwieſen. 

Wies baden, Montag 1. Mai. 
Die liberalen Mitglieder der zur Steuerbewilligung 
vereinigten beiden Kammern haben die heutige Sitzung 
durch ihr Ausbleiben unmöglich gemacht. 
Darmſtadt, Montag 1. Mai. 
Die Abgeordnetenkammer hat heute einſtimmig geneh⸗ 
migt, daß der Beitritt Heſſen⸗Darmſtadt's zum 
Zollvereine am 1. Juni in Kraft treten ſoll. 
Brüffel, Montag 1. Mai. 
Die letzten Nachrichten über den beunruhigenden 
Zuſtand des Königs der Belgier ſind unbegründet. 
Der König hat geſtern dem Gottesdienſt in der 


Kapelle auf Schloß Läken beigewohnt. Es werden 
fortan keine Bulletins mehr ausgegeben. 


5 > Turin, Sonnta g il. 
Wie die „Italie“ verſichert⸗ denk mit Rom 
eingeleiteten Unterhandlungen, welche lediglich kirch⸗ 
licher Natur find, noch zu keinem Nefultate geführt. 
Die Behauptung, die italieniſche Regierung ſei be⸗ 
züglich der ihr geſtellten Bedingungen der Wieder⸗ 
einfegung der Biſchöfe und der Eidesleiſtung der 
neuernannten Biſchöfe Verpflichtungen eingegangen, 
ſei unrichtig. 
Marſeille, Sonntag 30. April, Abends. 

Der Kaiſer Napoleon iſt heute Nachmittag gegen 
6 Uhr hier eingetroffen, und hat darauf in einem 


Kaiſerlichen Wagen ohne Begleitung eine Fahrt durch 


die mit Fahnen feſtlich geſchmückten Straßen ge 
macht. Der Empfang Seitens der Bevölkerung war 
enthuſiaſtiſch. Die Weiterreiſe erfolgt morgen Vor⸗ 
mittag um 9 Uhr 


San dtn g. 
Haus der Abgeordneten. 
43. Sitzung am 29. April. 

Die Tribünen ſind dicht gefüllt. Am Miniſtertiſche: 
die Miniſter Graf Itzenplitz, Ipäter v. Roon, als Regie 
rungs-Commiſſar Major v. Hartmann. 

Präſident Grabow eröffnet die Sißung kurz vor 
halb 11 uhr mit den gewöhnlichen geſchäftlichen Mit- 
theilungen. 

Auf der Tagesordnung ſteht eine Interpellation der 
Abgg. Dr. Hammacher, Gornely, Lasker: 

„Im Hinblick auf $ 99 und 103 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde richten wir an die Staatsregierung die Frage: 

1) Ob fie die Abſicht bat, den Vertrag mit der Bergiſch⸗ 
Märkiſchen⸗Eiſenbahn-Geſellſchaft vom 7. Mai 1864 dem 
Landtage zur nachträglichen verfaſſungsmäßigen Geneh⸗ 
migung vorzulegen, — und wenn fie dieſe Abſicht nicht hat, 

2) aus welchen Gründen fie glaubt, von einer ver⸗ 
faſſungsmäßigen Genehmigung des Vertrages Seitens 
des Landtages abſehen zu können.“ 

Nachdem der Handelsminiſter erklärt, daß er erſt 
heute Morgen Kenntniß von der Interpellation bekommen 
und deshalb autzer Stande ſei, darauf heute zu antworten, 
in der nächſten Sitzung aber mittheilen wolle, ob und 
wann die Staatsregierung die Interpellation zu beant⸗ 
worten gedenke, wird dieſelbe von der Tagesordnung ab» 
geſetzt. Den zweiten Gegenſtand der Tagesordnung bildet 
die Fortfetzunz der geitrigen Debatte. Es erhält zunächſt 
das Wort gegen den Comm.⸗Antrag: 


Abg. v. Ernſthauſen: Obgleich geſtern geſagt 
worden iſt, daß die uns beſchäftigende Frage bereits nach 
allen Seiten hin erſchöpft iſt, ſo möchte ich behaupten, 
daß dieſer Stoff unerſchöpflich ſei, und das kann auch 
nicht anders ſein in einem Staate, deſſen Machtſtellung 
auf feinem Heere beruht, der feine Aufgabe nur mit einem 
geſchulten, wohlorganiſirten Heere erfüllen fann.(Heiterkeit.) 
Zunächſt ſcheint mir die volkswirthſchaftliche Seite dieſer 
Frage noch keineswegs genügend erörtert zu ſein, und 
indem ich dies verſuchen will, werde ich mich an die Aus- 
führungen anſchließen, welche vor einiger Zeit der Herr 
Abg. Michaelis hier dargelegt hat. Derſelbe hat behauptet, 
daß die Haltung eines ſtehenden Heeres eine Lahmlegung 
der Arbeit bedinge, Capitalerſparniß verhindere, produe⸗ 
tive Capital⸗Anlage unmöglich mache. Darin iſt er meines 
Erachtens doch wohl zu weit gegangen, ſo weit ſind wir 
in Preußen noch lange nicht, ſo lange Capitale aus dem 
Auslande maſſenhaft zuſtrömen, ſo lange durch Arbeiter 
aus dem Auslande genügender Erſatz für die inländi- 
ſchen Arbeiter da iſt, was wie ich aus Erfahrung weiß, 
in genügendem Maße der Fall iſt. Der hohe Präſenz⸗ 
ſtand unſerer Armee ſoll Schuld daran ſein, daß die 
Bevölkerung nur in geringem Maße wächſt und daß die 
Zunahme derſelben, welche in den Jahren 1835-1841 
2 PCt. betrug, jetzt auf 1 pCt. herabgeſunken iſt. Aber 
das iſt unerwieſen und unrichig. Wenn wir darüber 
einig ſind, daß die Machtſtellung Preußens notbwendig 
erhöht werden muß, ſo kann es ſich nur noch darum 
fragen, welche Organiſation der Armee die zweckmäßigſte 
iſt; ökonomiſche und finanzielle Rückſichten dürfen dabei 
gar nicht in Erwägung kommen. Was die Präſenzzeit 
betrifft, ſo gebe ich zu, daß die allgemeine Anſicht die iſt, 
eine Einführung der 2jährigen Dienſtzeit laſſe ſich ohne 
große Schwierigkeiten bewerkſtelligen, der Herr Kriegs- 
miniſter hat ſchon geſtern geſagt, daß 20 pCt. unſerer 
Soldaten factiſch nur 2 Jahre dienen. Darauf kommt 


es aber meines Erachtens gar nicht an, die Hauptfrage 
iſt die, ob die Einführung der 2jährigen Dienſtzeit mit 
der Machtſtellung Preußens vereinbar iſt, und das muß 


ich beftreiten. Denn fie könnte nur dann eingeführt 


werden, wenn entwender eine Verminderung der Zahl der 


Cadres einträte, welche ſich nicht bewerkſtelligen läßt, oder 
durch eine Verminderung der Stärke der Cadres. Dieſe 
letztere würde aber unſerem Heerweſen zum Nachtheil 
gereichen, weil fie eine genügende Ausbildung der Manns 
ſchaften nicht ermöglichen könnte. Es bleibt nur noch 


eine Erhöhung der Aushebung übrig. Dieſe iſt aber factiſch 


unmöglich, die in dem Commiſſionsberichte aufgeführten 


Zahlen muß ich als unrichtig bezeichnen. Eine Bevölke- 


rung von 18-19 Millionen producirt nicht 200,000 Mann 
20 jähriger Leute, eine 2jährige Dienſtzeit erfordert eine 
Mehraushebung von mindeſtens 11,000 Mann, und ſo viel 
können erwieſener Maßen nicht ausgehoben werden. 
Was die Budgettheorie, welche der Abg. Gneiſt dargelegt 
bat, betrifft, fo muß ich behaupten, daß dieſe nicht wirk⸗ 
liches Recht iſt. Nach meiner Anſicht kann man aus dem 
Conflicte nur herauskommen, wenn man im Etat die- 
jenigen Ausgaben, welche die Regierung unbedingt braucht, 
von den discretionären Ausgaben trennt, zu welchen 
letzteren in erfter Reihe die Feſtſetzung des Präſenzſtandes 
zu rechnen wäre. (Heiterkeit) Es darf nicht geftattet 
werden, daß wegen einiger Verfaſſungs⸗Paragraphen die 
Verwaltung lahm gelegt, die Rechte der Krone beſchränkt 
werden. Die Reorganiſation iſt nichts anderet, als die 
Mehreinſtellung auf Grund des Geſetzes von 1814, es 
fragt ſich nur, ob die Cabinetsordre von 1819 geſetzliche 
Kraft hat, das läuft auf juriſtiſche Controverſen aus, 
und in einem Momente, wo Preußen vor der Löſung 
feines geſchichtlichen Berufes ftebt, darf man die Ent- 
ſcheidung von der Entſcheidung juriſtiſcher Coutroverſen 
nicht abhängig machen. (Beifall rechts. Ziſchen links.) 

Abg. Dr. Jacoby (vom Platz): M. H., die Re⸗ 
gierungsvorlage und der Verbeſſerungsantrag haben beide 
den Zweck, die Armeereform geſetzlich zu regeln, aus dieſem 
Grunde muß ich mich gegen beide erklären. Fern liegt 
mir hierbei der militäriſch-techniſche Geſichtspunkt; ebenſo 
laſſe ich die rechtliche, die finanzielle und die velkswirth⸗ 
ſchaftliche Seite unberührt; denn dieſe treten ſämmtlich 
in den Hintergrund vor det politiſchen Bedeutſamkeit der 
Sache. Ja, m. H., politiſche Motive liegen der Reorga⸗ 
nifation zu Grunde. Ich verwerfe die Reorganiſation, 
weil fie den Grundſätzen der conſtitutionellen Selbftbe- 
ſtimmung und Gleichberechtigung widerſpricht, weil fie 


die Königliche Gewalt auf eine die Volkefrethelt gefahr · 


dende Weile verſtärkt, weil fie die Intereſſen der Adels · 
Partei auf Koſten des Bürgerſtandes fördert. (Sehr 
richtig.) Eine Armee, geführt von Berufs-Offizieren, die 
nicht vereidigt find auf die Verfaſſung und nicht unter ⸗ 
worfen den allgemeinen Landesgeſetzen, iſt eine Bedrohung 
der ſtaatlichen Freiheit (ſebr richtig) iſt ein permanenter 
Kriegszuſtand, eine immerwährende Kriegsbereitſchaft 
gegen das eigene Volk. Iſt der König, wenn auch als 
Monarch conſtitutionell beſchränkt, unbeſchränkter oberfter 
Kriegsherr, ſo hat er die Macht, gegen den Willen der 
Landesvertretung und gegen die Intereſſen des ganzen 
Volkes feinen perſönlichen Willen durchzusetzen; dann ift 
aber die Verfaſſung ein leerer Name, und einzig und 
allein abhängig von der Selbſtbeſchränkung des Herrſchers. 
Dieſer politiſchen Bedeutſamkeit gegenüber hat der Kriegs. 
Miniſter, ich weiß nicht, ob zum Troſt oder als Drohung, 
den Einwand gemacht, es könne bei einer ſolchen Gefahr 
nicht auf die Zahl 200 Tauſend Mann ankommen, ſchon 
30 Tauſend würden dazu genügen. Mag ſein, aber daß 
vor Einführung der Reorganiſation unſer bisheriges 
Heerweſen nicht unvereinbar war mit der ſtaatlichen 
Freiheit, iſt ebenſo klar. Das preußiſche Heerweſen muß 


mit den Forderungen des Staatswohles in Einklang 
Darauf beruht ja die Geſundheit und Kraft 
Glieder ein in ſich 


ſtehen. 
eines jeden Organismus, daß alle 
übereinſtimmendes Ganzes bilden. Die Reorganiſation 
widerſtreitet aber auch dem bürgerlichen Gerechtigkeitsſinn. 
Die Gerechtigkeit verlangt eine gleichmäßige Vertheilung 
der Staatslaſten unter alle Bürger; es müſſen daher 
entweder alle Waffenfähigen Dienſte leiſten, oder es muß 
eine volle Entſchädigung der Dienſtleiſtenden auf Koſten 
der Uebrigen ſtattfinden. Das Geſetz ſagt zwar: Alle 
Preußen ſind wehrpflichtig; aber nur ein kleiner, der vierte 
Theil der Bürger leiſtet den verfaſſungsmäßigen Dienſt. Es 
ſteht in dem Belieben der Militairbehörde, Einzelne auszu- 
wählen, fie ihrem bürgerlichen Gewerbe u. ihren bürgerlichen 
Berhältniſſen zu entziehen und zum Militairdienſt 
einzuſtellen. Für dieſe Opfer, die ſie dem Gemeinwohle 
bringen, bekommen ſie außer der kärglichen Löhnung 
keine Entſchädigung. Wie iſt nun wohl dieſem offenbaren 
Unrechte abzubelfen? unſer Staat bedarf allerdings zu 
ſeinem Schutze eines ſtarken Heeres; wenn aber die 
Finanzkraft nicht hierzu ausreicht, ſo bleibt nur ein 
Ausweg übrig: die Einführung eines volksthümlichen 
Heeres. M. H. ſoll der Gerechtigkeit Genüge geſchehen, 
ſo muß eine Abkürzung der Dienſtzeit, Erleichterung der 
Dienſtlaſt eintreten, ſo muß die allgemeine Wehrpflicht 
zur thatſächlichen Wahrheit werden. Der Herr Kriegs- 


miniſter hat in der Commiſſion geſagt: Er habe zwar 


oft von einer Wehrpflicht gehört, ein Wehrrecht aber 
kenne er nicht; der Fall ſei noch nie vorgekommen, daß 
ein vom Militairdienſt Freigekommener verlangt habe, 
in das Herr einzutreten. Es mag dies wahr ſein, m. 
H., es iſt aber auch wahr, daß dieſer Zuſtand nicht 
erfreulich iſt, wie er dem geſunden Zuſtande eines freien, 


ſeines Rechtes ſelbſt bewußten Volkes würdig iſt. Wir 


können es daher auch den übrigen deutſchen Staaten 
nicht verdenken, daß ſie ſich nicht danach ſehnen, von 
Preußen beſchützt zu werden, ſo lange das gegenwärtige 
Regiment dauert und das gegenwärtige Wehrſyſtem in 
Kraft iſt. Ich erinnere hier nur an das alte Sprüch⸗ 
wort: Weſſen Schutz Du genießt, deſſen Knecht biſt Du. 
Auch die geſtrige Erklärung des Herrn Kriegs miniſters: 
Sie ſollen aber geſchützt ſein, auch wenn ſie nicht wollen, 
dürfte wohl kaum im Stande ſein, größeres Verlangen 
oder Zutrauen einzuflößen. (Beifall.) M. H. Im 
Hauſe iſt oft bebauptet worden, die Reorganiſation ſei 
die Urſache des Verfaſſungs⸗Confliets: ich glaube, mit 
Unrecht. Die Militairfrage und der Verfaſſungs⸗Coufliet 
ſtehen nämlich in naturgemäßer Wechſelwirkung; die 
Staatsverfaſſung geht Hand in Hand mit der Wehr⸗ 
verfaſſung. Bei dem Uebergange Preußens aus dem 
abſolutiſtiſchen in einem conſtitutionellen Staat mußte 
natürlich die Stellung des Militairs zur Verfaſſung zur 
Sprache kommen. Wir, die demokratiſche Partei, wiſſen 
der Regierung Dank dafür, daß ſie die Frage zuerſt 
angeregt, und in beſtimmter, dem ganzen Volke ver⸗ 
ſtändlicher Form hingeſtellt hat. Die Militairfrage, m. 
H., iſt eine politiſche, eine Freiheitsfrage, fie iſt gleiche 
bedeutend mit der Frage: ob Preußen nach wie vor ein 
ſcheinconſtitutioneller Militairſtaat bleiben, oder aber 
ein wahchaft conititutioneller Rechtsſtaat werden ſoll. 
(Zuſtimmung.) Ich gehöre nicht zu der Partei, von der 
der Miniſter ſagen kann: ſie ſpeculire auf die Fortdauer 
des Conflikts; ich kenne eine ſolche Partei überhaupt 
nicht. (Beifall.) Ich gebe dem Miniſter die Verſicherung, 
daß ich mich vollkommen frei fühle von den Feſſeln der 
Parteidisziplin, wie überhaupt von jeder anderen 
äußeren Disziplin. Ich kann und darf aber auch 
unmöglich die Augen verſchließen vor der Thatſache, daß 
es ſich hier um einen prinzipiellen Gegenſatz handelt, 
der durch keinen Compromiß erledigt werden kann. Man 
kann allerdings eine Zeit lang die Frage umgehen und 
ihre Löſung vertagen; iſt ſie aber erſt einmal angeregt, 
ſo muß ſie auch zum Abſchluſſe kommen, und zwar im 
Sinne der freiheitlichen Entwickelung; der Militair⸗ 
und Adelsſtaat muß dem Reichsſtaate weichen. Die 
Vertheidiger der Reorganiſation behaupten: die Res 
organiſation jei eine vollendete Thatſache und müſſe des- 
halb aufrecht erhalten werden, weil ſie nothwendig wäre 
für die Machtſtellung Preußens, die Rückführung wäre 
unmöglich. Nun, m. H., bei Eröffnung dieſer Seſſion 
wurde vom Miniſtertiſche aus geſagt, und was bezeich⸗ 
nend genug iſt für den politiſchen Charakter dieſer Maß 
regel, von dem Miniſter des Innern: Weder der jetzige, 
noch ein künftiger König werde auch nur ein Titeſchen 
ablaſſen von der Reorganiſation. Ich weiß allerdings 
nicht, welchen Eindruck die Miniſter und die anderen 
Rathgeber der Krone ſich von dieſer Erklärung verſpro⸗ 
chen haben, mir iſt es klar, daß dieſe Erklärung die Re⸗ 
organiſation nicht ſchüzen wird. (Beifall.) Wie 1848, 
wird bei jeder künftigen politiſchen Bewegung ſich das 
Verlangen nach einer allgemeinen Voltsbewaffnung gel- 
tend machen, dann wird es ſich zeigen, ob die Reorga- 


niſation eine vollendete Thatſache, oder eine politiſche 
Fehlgeburt iſt. (Bravo.) Die Landwebr⸗Ordnung iſt 
durch die Einführung der Reorganiſation gefliſſentlich 
entſtellt, ihr Grundgedanke aber läßt ſich per Cabinets⸗ 
Das Geſetz vom 3. Nov. 1814, 
der Schlußſtein der freiſinnigſten Stein⸗Hardenberg'ſchen 
Gefepgebung, beſteht nach wle vor in voller Rechtskraft. 
Die Reorganiſation aller geſetzlichen Grundlagen baar, 
dieſes Danger⸗Geſchenk, iſt nichts anderes, als ein Schutz 
für die Reaction der 50er Jahre und wenn einmal die 
Entſcheidung kommt, ſo kommt ſie wohl nicht zweifelhaft. 
(Lebhaftes Bravo.) Zum Schluß erinnere ich an die 
Worte, die man einſt in Berlin nach beendetem Frei⸗ 
heitskampf beim Wiedereinzug der von den Franzoſen 


ordre nicht beſeitigen. 


geraubten Siegesgöttin hörte: 
„Nie, Preußen, mög’ in deinen Kronjuwelen, 
Der Eichenkranz der treuen Landwehr fehlen.“ 
(Lebhaftes Bravo.) 


Abg. Wagener (Neuſtettin): Ich bin dem Vor⸗ 


redner dankbar für ſeine Offenheit, mit der er ſich nur 


aus politiſchen Gründen im Namen feiner Partei gegen 
ausgeſprochen hat. 
Künftig wird die Frage denn auch nur auf dem politi⸗ 
ſchen Gebiete discutirt zu werden brauchen, falls nicht 


die Reorganiſation der Armee 


die politiſchen Freunde des Herrn Jacoby ihn von der 


Tribüne herab desavouiren (Gelächter links). Redner 


führt aus, daß die Reorganiſation durchaus geſetzlich 
und unumſtößlich ſei. Die von Jacoby gewünſchte 
Volksbewaffnung würde ſich in einem neuen Jahre 
1848 in ein eben ſolches Nichts auflöfen, wie alle ähn⸗ 
lichen Schöpfungen einer ſolchen Zeit. Armeen laſſen 
ſich nur von wirklichen Soldaten commandiren, nicht 
von Parlamenten, wie das Schickſal der franzöſiſchen 
Nationalverſammlung im Jahre 1848 beweiſt. Unter 
Berufung auf frühere Aeußerungen der Abgeordneten 
Gneiſt, Tweſten und Graf Schwerin verſucht der Redner 
nachzuweiſen, daß die Majorität früher in dem Streiten 
der Geſetzlichkeit der Reorganiſation nicht einig geweſen 
ſei. Die Gegner beabſichtigen durch ihren Widerſtand 
gegen die Reorganſſation, wie der Vorredner eingeſtanden, 
die Macht des Königs zu ſchwächen. Die Beſorgniß. 
daß die Krone ihre Macht über die Verfaſſung hinaus 
ausdehnen könne, iſt unbegründet, da die preußiſchen 


Könige ihre Armeen nie zu Raubzügen gebraucht haben. 
In einem neuen Jahre 48 wird es ſich übrigens nicht 


um eine politiſche Bewegung handeln, ſondern um eine 


fociale, in welcher es die Herren der Regierung Dank 


wiſſen werden, daß ſie eine ſchlagfertige Armee erhalten 
hat (Gelächter links). 
ich den Herren eiunſtweilen einen kleinen Abſtecher nach 
Burg (Heiterkeit links, Bravo! rechts). 


Abg. Jung: Ich ſehe meinerſeits keine Veran⸗ 
laſſung, den Abgeordneten Jacoby zu desavouiren, der 
es als einen Hauptfehler der Reorganſſation bezeichnet 
hat, nicht daß ſie das Königthum, ſondern daß ſie den 
Abſolutismus ftärkt, In der langen Rede des Kriegs- 
miniſters habe ich bei der geſpannteſten Aufmerkſamkelt 
nur eine Revue aller alten längſt widerlegten Gründe 
für die Reorganiſation entdecken können. Die Andeu⸗ 
tungen, die der Kriegsminiſter über die Untauglichkeit 
der Landwehr fallen ließ, ſind ſehr dunkel geweſen; ſie 
beſchränkten ſich faſt auf die bloße Erwähnung des Jahres 
1859. Die Erfahrungen, die in der Rheinprovinz ge⸗ 
macht worden ſind, fallen nicht dem Inſtitut zur Laſt, 
das einem an ſich guten Inſtrumente glich, auf dem 
ſchlecht geſpielt wird. Die Landwehr iſt ungeſchickt 
behandelt worden. Wie konnte man ſie in einem 
deutſchen Bruderkriege verwenden? Aber das ſteht im 
Geſetz, wird mir der Kriegsminiſter einwenden. Das 
find wir nun freilich gewohnt; wenn es ſich um For⸗ 
derungen der Regierung handelt, dann iſt der König 
oberſter Interpret des Geſetzes und das Geſetzbuch wird 
zugeflappt. Handelt es ſich dagegen um Erleichterungen 
für das Volk, dann beruft man ſich auf das Geſetz. 
Die Exleichterungen, welche die Reorganiſation dem 
Volke bringen ſoll, gleichen ſehr der Procedur des 
Bären, der, um ſeinen Herrn von einer Fliege zu be⸗ 
freien, ihm einen Felsblock an den Kopf warf. Der 
Herr Kriegsminiſter ſiebt in der viermaligen Vorlage 
des Geſetzentwurfes ein Entgegenkommen der Regierung. 
In meinen Augen iſt dieſes Verfahren gerade ein Ver⸗ 
kennen alles conſtitutionellen Weſens; die Regierung 
behandelt das Abgeordnetenhaus wie ein unartiges 
Kind, das ſeine Suppe nicht eſſen will und dem man 
dieſelbe alle Tage wieder vorſetzt in der Hoffnung, es 
werde ſich aus Ueberdruß endlich doch dazu entſchließen 
(große Heiterkeit). Wenn man immer von dem Nutzen 
der Neorganitation ſpricht und denſelben als Grund für 
die Bewilligung angiebt, ſo iſt dies eine Verkennung 
des Minimalgeſetzes, alles Conſtitutionalismus, und der 
Herr Kriegsminiſter mit feinen 8. oder 10,000 Offizieren 
wird ſich dem Willen von 9 Millionen gegenüber doch 
wohl zurückziehen müſſen. Die bona fides, auf welche 
ſich die Regierung beruft, iſt doch kein Geſetz, und die 
Regierung iſt und bleibt ſchuldig, die Geſetze von 
1814, 15 und 19 verletzt zu haben, die Artikel 65 und 
99 der Verfaſſung verletzt zu haben, ausdrücklich ge 
ſtrichene Ausgaben geleiſtet zu haben, ſie iſt ſchuldig an 
der Menge von Rechts- und Verfaſſungswidrigkeiten, 
wie ſie ja alle Tage bei uns vorkommen. Das alles 
ſollen wir alſo fanctioniren durch die Annahme des 
Geſetzentwurfes, und das nennt man Entgegenkommen. 
Einem ſolchen Verfahren gegenüber haben wir nichts zu 
thun, als uns in die Feſtung unſeres Rechtes zurückzu. 
ziehen, wäbrend der Herr Kriegsminiſter auf dem freien 
Felde der Gewalt bleibt, und er iſt doch ſelbſt ein zu 
guter Strategiker, um uns zu rathen, auf dieſes zu ihm 
heraus zu kommen. Das Verhalten der Regierung er» 
innert lebhaft an die Handlungsweiſe Carl's V., der, 
we ein Mitglied dieſes Hauſes geſagt, Rom plündern 
ließ, den Papſt gefangen nahm und dann im ganzen 
Lande Gebete für das Wohl des Papftes anordnete, es 
erinnert mich an die Worte, welche Labienus dem Au⸗ 
guſtus zuruft: wir ſollen durch Annahme eines Geſetzes 


In dieſer Beziehung empfehle 


1 


alle feine Geſetzwidrigkeiten ſanctioniren (jebt un 
Meine Herren! In jedem Kriege giebt es Se 
Waffenſtillſtandes, wir hatten in der vorgeſtrigen Siga 
bei Berathung des Invalidengeſetzes einen ſolchen in 
fenſtillſtand, jetzt aber kann nur von Krieg die Rede ſe 
(Beifall). Damals wollte ich auf eine Aeußerung 
Herrn Kriegsminiſters, betreffend das Avancement 
Unterofficiere zu Offizieren, eben weil wir uns Hr 
Waffenſtillſtande befanden, nicht eingehen. Der Her 
Kriegsminiſter hat uns damals gefragt, warum — 
denn nicht wollten, daß Aktuare zu Kreisrichten 
befördert werden. Nun, ein Actuar, welcher 20 Jahr 
in den Kanzleien gearbeitet hat, erlangt deswegen doch 
noch keine Kenntuiß des corpus juris (Heiterkeit); aber 
warum ein Unteroffizier, welcher lange Zeit dient, ni 
einen Zug oder eine Compagnie führen lernen seit 
das kann ich nicht einſehen. Je höher man das Zie 
einer Berufsklaſſe ſetzt, je höber hebt man ihr moraliſches 
Bewußtſein, je höher das Ziel, deſto energiſcher da 
Streben. Das Haupthinderniß des Avancements I 
aber der ariſtokratiſch⸗abgeſchloſſene Geiſt unſete 
Offizier⸗Corps. Freilich wenn man ſporadiſch einige 
Unteroffiziere zu Offizieren befördert, dann müſſen fl 
dieſe in ihrem neuen Kreiſe wie Parias unheimlich 
fühlen. Zart und euphemiſtiſch ausgedrückt nennt mal 
die Abgeſchloſſenheit des Offizier Corps Homogenitä 
(Heiterkeit). Aus dieſer Iſolirtheit entſpringen jene 
Aus wüchſe der Militairgerichtsbarkeit und der Ehren 
gerichte, welche den Offizier von der bürgerlichen 
Geſellſchaft abſondern, welche ihm eine Standes moral, 
eine Standesehre einimpfen. Wie wäre es denn auch 
anders möglich? Der bürgerliche Offizier mit feiner 
ihm aufgenöthigten empfindſamen Standesehre tritt mit 
der Anſchauung der Kreiſe in Widerſpruch, aus denen 
er hervorgegangen. In den Jahren 1840 bis 1848 war 
der Verkehr noch ein leidlicher, obgleich ſchon damals die 
„Abnormität“ empfunden und erkannt wurde. Noch 
ſchlief das Volk in ſichere Obhut der Polizei. Seitdem 
iſt friſches Streben und reiches Leben erwacht. Es ringt 
das preußiſche Volk, ſich den Platz unter den mündigern 
Völkern zu erobern. Was ſoll nun der Offizier noch in 
der Geſellſchafß wo Gegenſätze auf einander plaßen, 
jedenfalls die Hauptintereſſen des Tages nicht todt⸗ 
geſchwiegen werden können. Er müßte hier nicht bören, 
dort nicht ſehen und eine Art geiftigen Eſertanz ausführen, 
um ungefährdet an ſeiner künftigen Ehre davon zu kommen. 
Die Erfahrung iſt deshalb überall dieſelbe, die Officiere 
meiden ſeit 1848 die bürgerliche Geſellſchaft mehr und 
mehr. Ihnen bleibt ja nur die Wahl zwiſchen rückſichts⸗ 
loſer Parteinahme für die Regierung oder ewigem Still⸗ 
ſchweigen. Keinem Stand, keinem Beruf kaun es von 
Nutzen ſein, abgeſchloſſen von der Welt auf feine Gr 
noſſen beſchränkt zu ſein. Tapfere Leute, tüchtige Tech⸗ 
niker mögen aus ihnen hervorgehen, welche die Einzeln⸗ 
heiten des Kriegswerks mit großer Genauigkeit zu leiten 
wiſſen. Wer aber im großen Kriege der Heerführer eines 
großen lebendigen Volkes in Wahrheit fein will, der muß 
nicht bloß in und mit dem Volke aufgewachſen ſein, 
ſondern auch in ihm leben. Und wie kann dieſer Satz 
zutreffender ſein, als bei der preußifchen Armee, der ein⸗ 
zigen, die man in Wirklichkeit ein Volkeheer nennen 
kann? Dieſes künſtliche Gewächshaus muß zertrümmert 
werden, der preußiſche Ofſicier muß wieder preußifcher 
Bürger werden. Ich wünſche nicht, daß der jetzige Zu⸗ 
ſtand die Ereigniſſe des Jahres 1806 wiederholen möge 
(lebhafter Beifall). (Während dieſer Rede iſt der Mir 
niſter des Innern eingetreten.) 

Regier.⸗Commiſſar Major v. Hartmann: Ohne 
auf die principiellen Fragen, die der Herr Vorredner 
angeregt hat, eingehen zu wollen, was bei anderer Ge⸗ 
legenheit geſchehen mag, will ich nur zwei thatſächliche 
Unrichtigkeiten feiner Ausführungen widerlegen. In dem 
letzten Kriege ſind nicht zwei Jahrgänge der Landwehr, 
fondern nur 5800 Mann Landwehrleute einberufen wor- 
den. Ferner find nicht 16 neue Cavallerie-Regimenter, 
ſondern leider nur 10 errichtet worden. Uebrigens ſind 
von den 8169 Dfficieren der Armee 3750 bürgerlich, 
4419 adlig (hört! hört y. 

Abg. v. Bonin: Ehe ich zur Motivirung meines 
Antrages übergehe, muß ich mich gegen zwei Aeußerungen 
des Herrn Kriegsminiſters wenden. Derſelbe hat geſtern 
geſagt, man habe hinſichtlich des Verhaltens der Land- 
wehr gelobt, was nicht zu loben war. Dies iſt ein 
Vorwurf erſtens gegen das Inſtitut, den ich zurückweiſen 
muß, und dann gegen alle die Männer, welche durch 
ihre Stellung und ihren Beruf dazu berechtigt, ein 
lobendes Urtheil über die Landwehr ausgeſprochen haben. 
Redner verlieſt eine Proclamation Friedrich Wilhelm's 
II. aus dem Jahre 1815, in welcher das Verhalten der 
Landwehr gerühmt und ihr Fortbestehen als eine Noth⸗ 
wendigkeit bezeichnet wird, und fährt dann fort: Die 
Auslaſſungen des Kriegsminiſters hinſichtlich der Stellung 
ſeines Vorgängers Bonin zu der Reorganiſation haben 
mich nicht überzeugen können. Bei Lebzeiten Bonin's 
hat man ſolche Aeußerungen nicht gethan, erſt nach ſeinem 
Tode (hört! hört). Bemerkenswerth ift auch die That⸗ 
ſache, daß nicht der General Bonin als Kriegsminiſter 
feine Hand zur Ausführung der Reorganiſation geliehen 
hat, ſondern der General Roon, Bonin konnte und 
wollte ſich nicht dazu entſchließen (ſehr wahr!). Redner 
geht nunmehr näher auf den Commiſſionsbericht ein 
und motivirt dieſem gegenüber fein Amendement, da er 
ſich mit den Gränden, welche die Commiſſion zur Ab- 
lehnung bewogen, nicht einverſtanden erklären könne. 
Er verlangt im Frieden ein kleines und wohlfeiles, im 
Kriege ein ſtarkes Heer und bittet das Haus, ſchon aus 
dieſem Grunde die Regierungsvorlage nicht ganz abzu⸗ 
lehnen, da dann wiederum kein Geſetz zur Regelung 
der Wehrpflicht für die Marine vorbanden wäre, was 
aber dringend nöthig iſt; denn die Gefahr für Leben 
und Geſundheit beim Vienſte auf der Kriegsflotte ift 
größer, als beim Dienfte im Landheere. Deshalb dürfe 
das Geſetz nicht ohne Weiteres abgelehnt, ſondern es 
müßten wenigſtens die Beſtimmungen über die Marine 
und die Kriegsflotte aufrecht erhalten werden. 


der 


Kriegsminiſter v. Roon: Die überhäuften Amtz⸗ 
geſchärte der letzten Tage haben mir nicht Zeit dazu ge. 
laſſen, den Verbeſſerungs⸗Antrag der Herren v. Bonin 
und Genoſſen gründlich zu ftudiren und zu prüfen; ich 
muß deshalb auch heute noch Anftand nehmen, meine 
Meinung darüber zu äußern und meine Stellung dazu 
zu kennzeichnen. Was die Aeußerung des Herrn Vor- 
teduers betrifft, daß er ſich durch die amtliche Denkſchrift 
nicht davon überzeugt halten könne, daß ich die 

eorganiſation als Erbſchaft von meinem verftorbenen 
orgänger, dem hochgeehrten General v. Bonin, über- 
nommen habe, ſo kann ich hierüber nur mein Bedauern 
aus prechen, da es mir mit Rückſicht auf den Verſtorbe⸗ 
nen peinlich ſein muß, hier öffentlich den Beweis dafür 
zu liefern. Wenn nun der Vorredner meine Anſichten 
über die Landwehr bedauert, ſo muß ich allerdings ge⸗ 
eben, daß ich die Nöthizung zum Ausſprechen dieſer 

Anſicht bedauert babe. Ich bin aber meiner Anſicht nie 

untreu geworden (Ruf: Ohohy. Ich habe aus meiner 
practiſchen Erfahrung geſprochen und die Eindrücke wieder⸗ 
gegeben, die das Verhalten der Landwehr bei der Mobil 
machung in mir hervorgerufen, und dieſe waren nichts 
weniger, als günſtig. Es kann mir nicht einfallen, die 
andwehr von 1813 hiermit zu meinen, welche die Frei⸗ 
helistriege jo glorreich durchgefochten hat, über dieſe dabe 
fein Urtheil, ſondern ich meine die jetzige Landwehr, 

1 eich aus der früheren durch natürlichen, von beftimm- 

— Verhältniſſen bedingten Verfall entwickelt hat (allſei⸗ 
ger Widerſpruch). f 

5 Abg. v. Bockum Dolffs (vom Platze und ſchwer 
erſtändlich) vertheidigt die Commiſſion gegen die ihr 
emachten Vorwürfe; charakteriſirt darauf das Staven⸗ 
bum ſche Amendement und entwickelt die Gründe, die 
* zur Ablehnung der Vorlage veranlaſſen; dieſe find: 

* die zweijährige Dienſtzeit ſchon jetzt durchführbar 

er vollkommen ausreichend iſt und 2) da die Aufrecht⸗ 
haltung des Landwehrſyſtems nothwendig ist. 

di Abg. v. Gottberg ſpricht (vor leeren Bänken) für 
e Regierungs vorlage, da die Reorganiſation zweckmäßig 

geſetzlich ſei und die Staatsregierung ſich ganz mit 

v cht in der bona fides befunden habe. Der Redner 

mas ſich in längeren Ausführungen gegen die Vor⸗ 

8 ner, ift aber bei der im Haufe herrſchenden Unruhe 

gar nicht zu verſtehen. Verſchiedene Schluß⸗ und 

ertagungs⸗Anträge werden abgelehnt. 

f Abg. v. Kirchmann: Auf die Rede des Vorredners 
ann ich nicht eingehen, da dieſelbe nicht zu verſtehen war, 
ch will mich daher nur auf einige Bemerkungen über die 
tellung des entſchiedenern Theils der Oppofition in der 

llitärfrage beihränfen. Es iſt vom Miniftertifche der 
ppoſition die Leitung der öffentlichen Meinung borge- 
worfen worden, worauf indeß die einfache Antwort die 
in daß dieſe Oppoſition dreimal wiedergewählt worden 
‚ trop alles Aufgebots des Regierungseinfluſſes. Die 

Baſis der Oppoſition des Landes gegen die Armeereor⸗ 
ganiſation iſt einfach der veränderte Culturzuſtand in 

Ane Europa, der überall da wo Verfaſſungen beſtehen, 

Bas Agitatton der Parlamente gegen die ſtehenden Heere 

rn Wenn bei uns die Nachtheile der ſtehenden 

> — dee hervorgetreten find, als in anderen Ländern, 

4 erdanken wir dies den großen Männern, die im 
nfange dieſes Jahrhunderts an der Spitze Preußens 
aer und ſeine voltsthümliche Heeresverfaſſung ge- 
. Due Die ſtehenden Heere waren zur Aufrecht⸗ 
er 5 es Abſolutismus nothwendig, der ſeine Aufgabe 
eht erfüllt hat. Die Uebertretbung des ſtehenden Heeres 
hat zum Grundiag der allgemeinen Wehrpflicht geführt 

Dazu kommt, daß der Werth der Arbeit des Einzelnen 

erhöht iſt ‚und die Haltung großer Armeen auf die Dauer 

zur Unmöglichkeit macht. Die großen Militärftgaten 
ſtehen daher fait alle, trotz ihrer bedeutenden Hilfsmittel, 
an dem Rande des Bankerutts. Ein anderer Grund 
gegen das Syſtem der ſtehenden Heere liegt in der 
ſic Reden Bildung, wie denn im holſtein'ſchen Kriege 
ch ſehr viele einjährige Freiwillige hervorgethan haben. 
ee aber werden auch, wie die neueſten Geſchichts⸗ 
47675 anerkennen und insbeſondere der große engliſche 

— Burke ausgeführt hat, wenn auch die Kriegs⸗ 
rie = dieſe Thatſache nicht anerkennen wollen, die 
alter ſeltener, da mit der größeren Selbſtändigkeit der 

* dieſe einſehen, daß durch Eroberungekriege die 

mit 1 nur in Schulden und Noth geſtürzt werden, da ⸗ 

In d er auch die Vertheidigungskriege überflüſſig werden. 

ein 2 Gefetz von 1814 haben wir aber das Mittel, 

beſtanes Heer im Frieden und ein großes im Kriege 
Ben. Wenn aber die Nothwendigkeit einer Aenderung 
udſagetz der Gleichheit zwiſchen dem ſtehenden 
der Landwehr ſich herausſtellt, dann muß den 
ügen der Zeit gegenüber dieſe Aenderung zu Gunſten 

Gerade wehr erfolgen. Was ihut aber die Regierung ? 

des Ki das Gegentheil. Darin liegt eben der Grund 

lage underftandes der Nation gegen die Regierungsvor⸗ 
nur es gegen die wohlgemeinten Verſuche, welche doch 
bezwe ne! erminderung der Uebelſtände der Reorganiſation 
det den, Der Conflict beſchädigt nicht die Intereſſen 
denen ades, da wir dahin ſtreben, einen bereits vorhan- 
ſeführ Schaden zu beſeitigen. Es kann aber der Streit 
mater werden, ohne die Gewerbe, ohne überhaupt die 
hann ellen Intereſſen zu beichädigen, in dieſem Sinne 
geſpracb meine Anſicht, die ich in der Commiſſion aus⸗ 
für zochen, wiederholen, daß der Conflict eine Wohlthat 

Loltegs Land ift, indem er die politiſche Erziehung des 
reihe das 1848 einen ſehr plötzlichen Sprung in die 

Muth t gethan bewirkt; indem er demſelben Kraft und 

Ge — verleiht, dem Einfluß der Regierung und der 

kon arte zu widerſtehen. Die ſe politiſche Erziehung 

auf de aber auf keinem günſtigeren Felde erfolgen, als 
gereicht Gebiete der Militär-Reorganiſation. Der Conflict 

Reg a daher in weit böberem Grade zum Schaden der 

vorigen g. die dadurch ſich veranlaßt geſehen hat, im 

ſich en Jahre mit unſerem alten Erzfeind Defterrei 
% 3 ch 

goſſene verbinden, der ihr jetzt alle Vortheile des ver- 

Verzält Blutes zu entreißen droht. Hinſichtlich der inneren 

ulſſe hat der Conflict faſt alle Verfaſſungs⸗Artikel 


beeinträchtigt und ſeinen Einfluß in der Maßregelung 
der Beamten der Preſſe, ja ſelbſt in der inneren Vers 
waltung der Juſtizbehörden documentirt. Dadurch, daß bei 
der Beſetzung der höheren Richterſtellen politiſche Momente 
maßgebend waren, iſt das Reſultat erzeugt worden, daß 
Urtheilsſprüche des höchſten Gerichtshofes exiſtiren, welche 
dem öffentlichen Rechtsbewußtſein geradezu in's Geſicht 
ſchlagen (Lärm rechts, Bravo links), — Urtheilsſprüche, 
welche — und das iſt eben das Kunſtſtück — die Richter 
nicht gegen, ſondern mit ihrer Ueberzeugung fällen. 
(Lebhafte Zuſtimmung links.) Es mag ſich vielleicht die 
allerdings unwahrſcheinliche Hoffnung erfüllen, daß die 
Regierung in dieſem Hauſe eine nothdürftige Majorität 
erlangt, aber damit würde eben der Conflict nur in dem 
Hauſe, nicht aber im Lande beſeitigt, da er auf den 
Forderungen des Culturzuſtandes von ganz Europa 
beruht. 
wollen, ſo verlangen wir keine Auflöſung der alten 
Armee, ſondern nur Auflöfung der ungeſetzlich hinzuge— 
fügten Theile, und wir wollen der Zeit, in welcher andere 
Männer am Miniſtertiſche eine Reform der Heeresver- 
faſſung den Anſprüchen des gegenwärtigen Culturzuſtandes 
gemäß vornehmen werden, durch gut gemeinte Amende⸗ 
ments nicht vorgreifen. 
an dem alten Geſetz, ſtellen wir uns nicht auf den 
Standpunkt bloßer Verneinung, wir thun die poſitivpſte 
That, welche eine Volksvertretung thun kann. 
Beifall links, Gelächter bei den Conſervativen.) 


in ſolchen Beziehungen, daß 


Wenn wir von einem Compromiß nichts wiſſen 


Indem wir einfach feſthalten 


(Lebhafter 


Die Vertagung der Debatte wird beſchloſſen. 
Es folgen perſönliche Bemerkungen. Abg. Virchow 


beruft ſich gegen den Vorwurf, des Abg. v. Ernſthauſen, 
daß die von ihm eingereichte ſtatiſtiſche Arbeit bei dem 
internationalen ſtatiſtiſchen Congreß unrichtige Data 
enthalte, auf die derſelben zu Grunde liegenden amtlichen 
Tabellen; worauf ihn Abg. v. Ernſthauſen unter 
großem Gelächter der Linken darauf aufmerkſam macht, 


daß nicht Alles, was amtlich iſt, richtig zu ſein braucht. 
Andere perſönliche Bemerkungen der Abg. Gneiſt, Faucher, 
Lehmann beziehen ſich auf denſelben Gegenſtand. 

Kriegsminiſter v. Roon erklärt, daß er am Montag 
amtlich verhindert ſei, der Sitzung beizuwohnen und 
ſtellt anheim, dieſelbe auf einen andern Tag anzuberaumen, 
wenn auf ſeine Anweſenheit Werth gelegt werde. 

Mit Rückſicht darauf ſetzt der Präſident die nächſte 
Sitzung auf Dienſtag um 10 Uhr feſt. Tagesordnung: 
1) die Hammacher'ſche Interpellation, 2) Fortſetzung der 
Militair- Debatte. 

Schluß der Sitzung 4 Uhr 5 Min. 


Berlin, 1. Mai. 

— Der „Staats-Anzeiger“ ſchreibt: 

Oeffentliche Blätter haben die Leitartikel der hieſigen 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ über die Berufung 
einer Volksvertretung in den Herzogthuͤmern Schleswig⸗ 
Hoiftein den Inſpirationen der Königlichen Regierung 
zugeſchrieben. Dieſe Vorausſetzung iſt eine irrige und 
in der Beziehung der Königlichen Regierung ſteht mit 
mehreren Blättern, welche derſelben ihre Unterſtützung 
widmen, in dem Verhältniß, daß dieſelben Mittheilungen 
der Regierung auf deren Wunſch aufnehmen. Aber mit 
keinem Blatte, außer dem Steer Anzeiger“, ſteht ſie 

e irgend welche Verant- 
worllichkeit für den Geſammtinbalt der Nele über⸗ 
nehmen könnte. Es erſcheint nöthig, dieſen ſchon mehr- 
mals vor die Oeffenklichkett gebrachten Erwägungen 
welche die Regierung in ihren Beziehungen zur Preſſe 
leiten, wiederholt Ausdruck zu geben, um dem mißbräuch⸗ 
lichen Verfahren der Oppoſitionspreſſe entgegen zu treten, 
welche jeden Artikel einer derjenigen Zeitungen, die ge 
legentlich Mittheilungen der Regierung empfangen und 
abdrucken, als eine authentifhe Erklärung der Regierung 
ausbeuten. 

— Der frühere Juſtizminiſter Simons, Mitglied 
des Herrenhauſes und Kronſyndicus, welcher hisher 
von Berlin abweſend war, iſt hier eingetroffen, um 
den nunmehr beginnenden Plenarberathungen des 
Kronſyndicats über die preußiſchen Erbanſprüche auf 
Schleswig-Holſtein beizuwohnen. 


— Von der Handels- und Finanzkommiſſion iſt 


der Handelsvertrag mit Peru unbeanſtandet ange⸗ 
nommen worden. 

Stettin, 28. April. Der Breslauer Gewerbe— 
Verein hat dem Comitee für die Induſtrie-Ausſtellung 
angezeigt, daß am 18. Mai 6—800 feiner 
Mitglieder zum Beſuch der Ausſtellung hierher 
kommen werden. 

Frankfurt a. M. 29. April. Nach einer Un⸗ 
terbrechung von drei Wochen trat heute die Bundes- 
verſammlung wieder zur ordentlichen Wochenſitzung 
zuſammen. Es erfolgten in derſelben zuerſt Anzeigen, 
und zwar durch Oeſterreich von dem Wechſel in der 
Bundesmilitaircommiſſion. Der wichtigſte Gegenſtand 
der Sitzung war die Abſtimmung über die am 6. d. 
geſtellten Anträge des handelspolitiſchen Ausſchuſſes 
auf Einberufung einer neuen Fachmännercommiſſion 
wegen Einführung einheitlichen Maßes und Gewichtes. 
Alle Stimmen traten den betreffenden Anträgen bei, 
mit Ausnahme von Luxemburg. Preußen ließ dabei 
bemerken, daß die nächſten Monate zur Beſchickung 
der Commiſſion am geeignetſten ſein möchten. Es 
iſt alſo die baldige Berufung zu gewärtigen. 

Köln, 29. April. In der heutigen Sitzung 
der Stadtverordneten theilte der Oberbürgermeiſter 
Herr Bachem mit, daß von Seiten des Landtags⸗ 
marſchalls und des Oberpräſidenten der Antrag ges 


ſtellt worden, die Stadtverordneten möchten zwei 
Deputirte für die in Aachen abzuhaltende Jubelfeier 
der vor 50 Jahren erfolgten Einverleibung der Rhein⸗ 
provinz in Preußen wählen. Der Stadtverordnete, 
Herr Claſſen⸗Kappelmann, erinnerte an den früheren 
Beſchluß des Collegiums, nach welchem die Feier 
ſtädtiſcherſeits abgelehnt worden, und ſpricht die An⸗ 
ſicht aus, daß man nun auf eine Betheiligung nicht 
eingehen könne, ohne ſich einer Inconſe quenz ſchuldig 
zu machen. i 
7 von 21 Stimmen für den Antrag des Landtags- 
marſchalls, wonach alſo die Stadt Köln als ſolche 
jede Betheiligung an dem Jubiläum abgelehnt hat. 
— Der „Köln. Anz.“ theilt mit, daß heute bei dem 
Stadtverordneten Hrn. Claſſen-Kappelmann und dem 
Literaten Hrn. H. Bürgers eine Hausſuchung nach 
dem Manuſcripte zu einer in Frankfurt a. M. er⸗ 
ſchienenen Flugſchrift über obiges Feſt abgehalten 
worden ſei, jedoch ohne Erfolg. - z 


Bei der Abſtimmung erklärten fih nur 


Kopenhagen, 27. April. Der König empfing 


heute Mittag in einer Audienz auf dem Palais der 
Amalienburg den franzöſiſchen Geſandten Herrn 
Dotezac, welcher bei dieſer Gelegenheit die Ehre 
hatte, ein Dankſchreiben des Kaiſers Napoleon für 
die dem kaiſerl. Prinzen verliehenen Inſignien des 
Elephanten-Ordens zu überreichen. — Unmittelbar 
darauf hatte der hier acereditirte königl. niederländi⸗ 
ſche Miniſterreſident Herr Rochuſſen, welcher demnächſt 
nach Stockholm abreiſt, eine Audienz. 


Locales und Provinzielles. 
J Danzig, den 2, Mai. 


Tr Dem Herrn Oberbürgermeiſter v. Winter iſt, wie 
aus Berlin berichtet wird, bei dem ſchmerzlichen Verluſt, den 
er durch den Tod ſeines einzigen hoffnungsvollen Sohnes 
erlitt, von der Frau Kronprinzeſſin ein Schreiben herz- 
licher Theilnahme zugegangen. 

Der Herr Prälat Landmeſſer wird am nächſten 
Sonntag ſein 25jähriges Amtsjubiläum feiern. 

++ Die Milchkannenbrücke iſt nunmehr auch dem 
Wagenverkehr übergeben worden. 

+ Die Petersburgfahrer, welche bisher ihre lebenden 
Waaren per Schiff an den Ort ihrer Beſtimmung beför— 
dert haben, benutzen jetzt größtentheils die Eiſenbahn. 
Ein ſolcher für dieſen Zweck ganz in Fracht genommener 
Güterwagen gleicht dann der Arche Noah, indem die 
verſchiedenſten Thiergattungen darin vertreten ſind und 
auch die Beſitzer derſelben zur Wartung während der 
Fahrt in denſelben verbleiben. Nur auf der Grenzeftation 
Wirballen ift die Umpackung in die ruſſiſchen Eifen- 
bahnwagen unangenehm, ſonſt aber die Benutzung dieſes 
Communikationsweges dem Waſſerwege vorzuziehen, da 
in der Regel eine Menge der niedlichen Thierchen der 
Kälte und ſchlechten Witterung auf den Schiffen unterlagen. 

dd Heute Vormittag fand auf einem engliſchen Schiffe, 
welches im Schäferei'ſchen Waſſer liegt, zwiſchen den 
Matroſen eine heftige Schlägerei ſtatt, bei welcher einer 
derſelben im Geſichte derbe Meſſerſchnitte davontrug. 

s Heute Vormittag war der Schliffszimmerburſche 
Pfeiffer von der Klawitter'ſchen Werft im Begriff, 
die ins Waſſer gefallene Mütze eines ſeiner Geſellen 
heraus zu holen und bediente ſich zu dieſem Zwecke eines 
Kahnes. Er bemerkte indeß nicht, daß das vorbeifahrende 
Dampfboot feinem Kahne ſehr nahe war; als er plötzli 
die Gefahr ſah, ſprang er ins Waſſer ohne die Hülfe, 
welche ihm von allen Seiten zu Theil wurde, zu benutzen; 
er gerieth unter die Räder des Dampfſchiffes und wurde 
ſeine Leiche erſt nach einer Stunde gefunden. 


S Heute Nachmittag kurz nach 3 Uhr wurde die Feuer- 
wehr durch die Meldung alarmirt, daß es hinter Kneipab 
bedeutend brenne! — Sofort eilte dieſelbe an den be— 
drohten Punkt, fand aber, daß das in Rede ſtehende 
Feuer in Quadendorf ausgebrochen fei und kehrte deshalb 
ohne Hülfe leiſten zu können, nach der Stadt zurück. — 
Nach der Stärke des Rauches zu urtheilen, kann das 
Feuer keine großen Dimenfionen angenommen haben. 


Kobylin, 26. April. Wäbrend unſere Kaufleute 
zum Jahrmarkte nach der Nachbarſtadt Oſtrowo ger 
reiſt waren, entſtand in unſerer Stadt eine furchtbare 
Feuersbrunſt. Schnell verbreitete ſich die Kunde von 
dem ſchrecklichen Ereigniſſe auf dem dortigen Jahrmarkts⸗ 
plage; die Kaufleute packten ihre Waaren raſch ein und 
beeilten ſich ihre Heimath zu erreichen. Doch Viele von 
ihnen fanden nur noch rauchende Trümmer; 22 Wohn- 
häuſer, darunter die Apotheke, außer vielen Stall. und 
ſonſtigen Wirthſchaftsgebäuden, waren ein Raub der 
Flammen geworden. 


Gerichts zeitung. 
Criminal-Gericht zu Danzig. 

Großes Auffehen erregte es in unſerer Stadt, als 
bekannt wurde, daß ein hieſiger im beften Renomms 
ſtehender Kaufmann, Herr Andreas Carl Meſeck, 
mit Hinterlaſſung ſehr bedeutender Wechſelverbindlich- 
keiten Danzig plötzlich verlaſſen und, wie man vermuthet, 
in's Ausland gegangen ſein würde. Die von ihm aus⸗ 
geſtellten Wechſel, die ſich im Beſitz der Herren Bramſon, 
Höpfner u. Borowski ERofenftein befanden u. in kurzer Zeit 
fällig wurden, trugen das Accept ſeines Schwiegervaters, 
des Kaufmanns Niedball. Dieſer aber beſtritt feine 
Unterſchrift. Nachdem er gefänglich eingezogen worden 
war, entleibte er ſich im Gefängniß, und es ſchien, als 
ſollte mit dieſem tragiſchen Fall die fo viel Aufſehen er⸗ 
regende Angelegenheit ihr Ende erreichen und der Ver⸗ 


lich dieſe von dem Herrn Staatsanwalt entwickelte An- 
ſicht zu bekämpfen und beantragten die Freiſprechung der 
Angeklagten. Der hohe Gerichtshof verurtbeilte, dem 
Antrage des Herrn Staatsanwalts gemäß, jeden derſel⸗ 
ben zu einer Gefängnißſtrafe von 6 Monaten und 
Stellung unter Polizeiaufſicht auf die Dauer eines Jah⸗ 
res, wie zur Tragung der Koſten. 


Handel und Gewerbe. 


Danzig, Sonnabend 29. April. Verſchiedene Um- 
ſtände haben auf unſere Kornbörſe belebend eingewirkt. 
Die engliſchen Märkte zeigen bei ſehr mäßigen Zufuhren 
und vielleicht unter Einfluß der amerikaniſchen Berhält⸗ 
niſſe eine verbeſſerte Stimmung, und daß Verkäufe für 
Danziger Rechnung gemacht worden ſind, ſcheint un⸗ 
zweifelhaft. Ueber 100 Schiffe ſind in kurzer Zeit ein⸗ 
geſegelt, wovon der größere Theil Weizenladang nehmen 
wird. Unſere kalten Nächte find der Vegetation nach⸗ 
theilig und rechtfertigen manche Beſorgniſſe. Inzwiſchen 
kommen die polniſchen Abladungen ziemlich zablreich 
heran, und bieten den Kaufluſtigen eine anregende Aus⸗ 
wahl. Unter dieſen Umſtänden hat nicht blos ein Umſatz 
von 2700 Laſten alten Weizens vom Speicher und aus 
Zufuhren, fo wie friſchen Weizens, ſondern auch eine 
beträchtliche Preiserhöhung ſtatigefunden. Dieſe wird 
indeſſen ſehr verſchiedenartig geſchätzt, doch dürfte es nicht 
zu hoch gegriffen fein, wenn fie mit Jubegriff der vor- 
angegangenen kleineren Steigerungen insgeſammt auf 
fl. 50 pro Laſt über den niedrigſten Standpunkt jüngſter 
Zeit geſchätzt wird. Die geſtrigen Schlußnotirungen 
lauteten für alten Weizen: Feiner 132pfd. bis 85 Sgr. 
pro Scheffel; bochbunter 131pfd. 80813 Sgr.; bunter 
128.3 1pfd. 75—80 Sgr. Für friſchen: Hochbunter 
129. 32pfd. 72—75 Sgr.; hellfarbiger 126. 29pfd. 65 bis 
68—70 Sgr.; mittler bunter 124. 25pfd. 60—63 Sgr.; 
ordinairer 116.2 1pfd. 50 —56 Sgr. Alles auf 85 Zoll⸗ 
Pfd. Heute war bei einem ferneren Umfag von 500 Laſten 
auf feſte Preiſe der Verkehr weniger animirt. — Roggen 
ſtieg reichlich um 1 Sgr. bei lebhafter Frage. 118. 23pfd. 
38—40 Sgr., 125. 28pfd. 41--42 Sgr. Alles auf 
81g Zollpfd. Umfa 430 Laſten. Auf Lieferung Mai, 
Juni find einige Aoſchlüſſe zu 408 Sgr. für 123pfd. 
gemacht, und auf 313 Sgr. wurde zuletzt gehalten. Eben⸗ 
falls für 815 Zollpfd. — In Gerſte war der Umſatz von 
15 Laſten nicht dem Bedarf genügend und der Preis 
wurde geſteigert. Kleine 108. 13pfd. 34—36 f Sgr.; 
große 114. 19pfd. 36—38 Sgr. pro Scheffel. — Die 
Forderungen für Erbſen wurden um 3 Sgr. höher ge⸗ 
ſtellt und bewilligt. Trockene Futter- 50—52 Sgr.; 
Koch 55—56 Sgr. Alles auf 90 Zollpfdb. Umſatz 
36 Laſten. — 70pfd. Hafer 25—26 Sgr., 75.7 8pfd. 
27 3—29 Sgr. — Einige kleine Partiechen Spiritus 
wurden auf 13 Thlr. pro 8000 gemacht, alles Uebrige 
auf 135 Thlr. umſatz 400 Tonnen. — Die Berichte 
über die Saaten find noch nicht alarmigend, dürften es 
aber, wenn die Witterung nicht günſtig umſchtägt, bald 
werden. In unſerer Umgegend wird Rübſen meiſtens 
als verloren angeſehen nnd zum Theil umgeſtürzt, wo⸗ 
gegen es Fälle giebt, daß Streuſaaten ſich als aberntungs⸗ 
fähig recht günſtig geſtalten, und geſchont werden. Die 
Stabilität der Oelpreiſe auf den großen Plätzen läßt 
übrigens ſchließen, daß die Oelſaaten im Weſten nicht 
cet ſtehen und unſere Provinz genügend übertragen 
werden. 


geſſenheit anheim fallen. Indeſſen wurde ſpäter, als 
auch dieſelbe ſchon im Drang der ſtets neu eintretenden 
und ſich einander jagenden Ereigniſſe ſo ziemlich ver. 
geſſen war, der Aufenthalt des Hrn. Andr. C. Meſeck in 
einem ſüddeulſchen Bade entdeckt und derſelbe nach Dan» 
zig zurückgeführt. Nun erwartete das Publicum, daß 
er wegen einer großartigen Wechſelfälſchung vor die Ge 
chwotenen kommen würde. Die Königl. Staatsanwalt⸗ 
aft fand jedoch, was bei dem eingetretenen Tode Nied⸗ 
ball's ſehr erklärlich ift, nicht das nöthige Material für 
die Erhebung einer Anklage wegen Wechſelfälſchung. 
Aus der gegen ihn geführten Vorunterſuchung ergab ſich 
nur eine Anklage wegen fahrläſſigen Banquerutts und 
ſtrafbaren Eigennutzes. In dieſe wurde aber auch ſein 
Bruder, der Kaufmann Carl Auguſt Meſeck, mit 
welchem er ſein großes Holzgeſchäft zuſammen betrieb, 
verwickelt. Dieſe Anklage wurde geſtern bei dem hie⸗ 
ſigen Criminal-Gericht öffentlich verhandelt. Beide An- 
geklagte erklärten ſich auf die von dem Herrn Vorſitzen⸗ 
den, Gerichtsrath Pannenberg, an ſie gerichtete Frage 
nach ihrer Schuld für unſchuldig. Herr Carl Auguſt 
Meſeck ſagte, daß es Sache ſeines Bruders geweſen, die 
Bücher zu führen; er ſelber verſtehe nichts von der Buch ⸗ 
führung. Seien alſo Unrichtigkeiten in den Handlungs- 
büchern vorgekommen, ſo könnten dieſe nicht ihm zur 
Laſt gelegt werden. Sein Bruder allein ſei für dieſel⸗ 
ben verantwortlich zu machen. Dieſer gab zu, daß das 
Geſchäft der Buchführung allein in ſeiner Hand gelegen, 
aber er behauptete zugleich, die Bücher in einer fo ord⸗ 
nungsmäßigen Weiſe geführt zu haben, wie es nur 
irgend bei einem großen umfangreichen Holzgeſchäft 
möglich fei. Dagegen ging das Gutachten des vereidigten 
Bücherreviſors Herrn Grimm, der als Sachverſtändiger 
vernommen wurde, dahin, daß die Bücher ſich nicht in 
einem Zuſtande befunden, welcher eine Ueberſicht des 
Vermögens gewährt. Herr Andreas Carl Meſeck ent- 
gegnete, es jet ja dem Herrn Bücherreviſor möglich ge- 
worden, aus den vorgefundenen Büchern eine Ueberſicht 
über das Vermögen der Handlung zu gewinnen. Der 
Herr Staatsanwalt bemerkte, daß der Herr Reviſor dazu 
viel Mühe und Zeit gebraucht habe und daß ihm trotz 
aller Mühe die Ueberſicht ohne eine mündliche Auskunft, 
welche ihm der Angeklagte nach ſeiner Rückkehr gegeben, 
nicht möglich geweſen ſein würde. Das Geſetz verlange 
aber, daß die Bücher ſofort Jedem, der des Buchführens 
kundig, auch ohne die mündliche Auskunft eines Andern 
eine vollkommene Ueberſicht des Vermögens gewähre. 
Der Angeklagte behauptete hierauf, daß das Lagerbuch 
einer großen Holzhandlung nicht in einer vollkommen zu⸗ 
aerläjfigen Weile geführt werden könne und beantragte in 
Beziehung hierauf, den Herrn Kaufmann Felix Behrend 
als Sachverſtändigen zu vernehmen. Der Herr Staats- 
anwalt ſtellte den Antrag, für den Fall, daß der Ge: 
richtshof auf den Antrag des Angeklagten eingehe, auch 
den Herrn Commerzienratb Goldſchmidt als Sachver⸗ 
ſtändigen zu vernehmen. Der Gerichtshof zog ſich bier ⸗ 
auf zu einer Berathung zurück. Das Reſultat derſelben 
war, daß eine weitere Beweisaufnahme durch Sachver- 
ſtändige nicht nöthig ſei, indem durch die Ausſage des 
eben vernommenen Sachverſtändigen vollkommen feſtſtehe, 
daß der Angeklagte ſeine Bücher als Kaufmann nicht in 
einer dem Geſetze entſprechenden Weiſe geführt. Hierauf 
kam der zweite Punkt, der ſtrafbare Eigennutz, zur Ver⸗ 
handlung. Die Angeklagten hatten der Handlung C. F. 
Salzmann für 10,000 Thlr. Hölzer verpfändet und zwar 
unter der Bedingung, daß der Holz⸗Capitain Hr. Höpf- 
ner die Aufſicht über dieſelben führte und für dieſelben 
haftete. — Von dieſen Hölzern haben ſie eine Menge 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


N 11 4 339,00 5,2 [NO. flau, bewölkt. 
ohne Wiſſen des Herrn Höpfner und der Handlung | 2 8 340.16 53 Sn durchbrochen. 
C. F. Salzmann verarbeiten laſſen und an die fran⸗ 12 340.10 9,4 SW. do. klar und ſchön. 


zöſiſche Marine verkauft. Herr Höpfner hat für die in 
Rede ſtehenden 10,000 Thlr. Wechſel mit dem Accept 
Niedball erhalten und iſt dieſer Summe verluſtig ge- 
angen. Der Angeklagte Carl Auguſt Meſeck, der das 
Seien der Handlung Salzmann C. F. S., mit welchem 
die Hölzer verſehen waren, von dieſen hat ausreißen 
laſſen, um ſie für die Zwecke ſeiner eigenen Handlung 
zu gebrauchen, erklärte, daß er dies mit der Genehmigung 
des Herrn Holz-Capitains Höpfner gethan; es könne ihn 
deßhalb unmöglich eine Strafe wegen verbotenen Eigen- 
nutzes treffen. Herr Höpfner allein ſei verantwortlich. 
Herr Andreas Carl Meſeck erklärte, er habe ſich um die 
Lagerung und Verarbeitung der Hölzer nicht bekümmert. 
Das ſei allein Sache ſeines Bruders geweſen. Habe 
ſich dieſer dabei eines Vergehens ſchuldig gemacht, ſo 
könne er, der Bruder, dafür nicht verantwortlich fein. — 
Herr Holz⸗Capitain Höpfner, der als Zeuge vernommen 
wurde, gab zu, daß er bis zu einem gewiſſen Grade 
das Auge zugedrückt, um die Operationen der Gebrüder 
Meſeck nicht zu ſtören, weil ſie jung und thätig geweſen. 
Es ſei ihm aber nicht in den Sinn gekommen, für ſeine 
Nachſicht mehr- als 2000 Thlr. einzuſetzen. Dieſen Grad 
hätten die Angeklagten überſchritten, ohne daß er eine 
Ahnung davon gehabt, und das habe ihm einen erheb- 
lichen Verluſt zugefügt. — Der Herr Staatsanwalt 
v. Wolff beantragte in feinem Plaidoyer für die beiden 
Angeklagten das „Schuldig.“ Sie hätten, ſagte er, da⸗ 
mit ihre Unſchuld darthun wollen, daß ſie — jeder für 
ſich — und nicht in Gemeinſchaft mit einander gehan⸗ 
delt. Es ſei aber in dieſem Falle nach den beſtehenden 
Rechtsgrundſätzen keine Theilung der Arbeit und Schuld 
anzunehmen. Die Handlungsweiſe des Herrn Höpfner 
in dieſem Falle ſei nicht weiter zu kritiſiren. Indeſſen 
ſtehe feſt, daß er den beiden Angeklagten durch die 
Finger geliehen; er habe es aber nur gemacht, wie ein 
großer Gutsbeſitzer, der ſehr wohl wiſſe, daß ihm feine 
Leute Kleinigkeiten veruntreuen, dazu aber ſo lange 
ſchweige, bis ſie es ihm endlich zu grob machten. In 
beiden Punkten der Anklage fei die Schuld beider Ange- 
klagten vollkommen erwieſen. Jeder ſei verantwortlich 
für die Handlungen ſeines Compagnons. Dies ſei durch 
mehrere Erkenntniſſe des Obertribunals feſtgeſtellt wor⸗ 
den. Die Vertheidiger der Angeklagten, Herr Juſtizrath 
Weiß und Herr Rechtsanwalt Lindner, ſuchten nament⸗ 


Schiffs- Rapport aus Meufahrwaſſer. 
Angekommen am 1. Mai: 
Cocking, Trio, v. Neweaſtle, m. Kohlen u. Steinen. 
Bockhagen, Alwine, v. Stralſund, m. Kreide. 
Geſegelt: 8 Schiffe m. Getreide u. 5 Schiffe m. Holz 
Angekommen am 2. Mat: 
Vermeulen, Dampfſ. Urania, v. Amſterdam, m. Gütern. 
Wiggens, Dampfſ. Taſſo, n. Newcaftle, m. Ballaſt. 
Geſegelt: 13 Schiffe m. Getreide u. 3 Schiffe m. Holz. 
Ankommend: 4 Schiffe. Wind: SSW. 


Börſen- Verkäufe zu Danzig am 2. Mai. 
Weizen, 680 Laſt, alt 130pfd. fl. 480; 127pfd. fl. 455; 
friſch. 132pfd. fl. 455; 130pfd. fl. 420, 425, 435, 
440; 129. 30 pfd. fl. 415; 127 pfd. roth fl. 400 pr. 85pfd. 
Roggen, 124. 25pfd. fl. 2524 pr. 81 Zypfd. 
Kleine Gerſte, 113pfd. fl. 210 pr. 74pfd. 
Weiße Erbſen fl. 3274, 330 pr. 90pfd. 
Bahnpreiſe zu Danzig am 2. Mai. 
Weizen 120--130pfd. bunt 58—70 Sgr. 
120—131pfd. hellb. 60—73 Sgr. pr. 85pfd. Z. G. 
—. 120 - 129 pfd. re Sgr. pr. 818 pfd. 3.⸗G. 
Erbſen weiße Koch- 54—57 Sgr. > 
do. Futter 50 53 Sgr. or. gopfd. 3. G. 
Gerſte kleine 106 —112pfd. 33 —36 Sgr. 
große 112—120pfd. 30 -40 Sgr. 
Hafer 70—80pfd. 25 —28 Sgr. 
Spiritus 133 Thlr. 


Lotterie⸗Looſe, /, ½, einige Yı u. /½ 4. Kl. 
noch ſehr billig bei I. Schereck, Berlin, N. Schön⸗ 
hauſerſtr. 15. Beſtell. per Telegr., per Poſtvorſch. 
oder gegen Einſendung des Betrags oder Theilzahlung. 
—: . 


Mein Fettvieh⸗Commiſſions⸗ 
Gefchäft halte den Herren Gutsbeſitzern zu 
fernern Zuſendungen beſtens empfohlen. 


Christ. Friedr. Keck 
in Danzig. 


s iſt in den verſchiedenſten hieſigen Kreiſen der 
Wunſch ausgeſprochen worden, nach dem 
Vorgange fremder Länder und der Bewohner der 
deutſchen Nordſeeküſte, auch an der Oſtſee Rettungs⸗ 
Stationen aus Privatmitteln zu errichten. Um das 
größere Publicum mit dem Weſen ſolcher Rettungs⸗ 
Anſtalten bekannt zu machen, hat Herr Schiffe” 
Capitain Wagner, der über dieſes Thema voll⸗ 
ſtändig unterrichtet iſt, es auf unſern Wunſch gütigſt 
übernommen 


Donnerſtag, den 4 d. Mts. 
um 7 Uhr Abends, 


im großen Saale des Gewerbehauſes 


einen Vortrag über „Rettungs⸗Stationen“ zu halten. 
Wir fordern nicht nur alle direct bei der Schiff⸗ 
fahrt Betheiligten, ſondern jeden Menſchenfreund, dem 
die Rettung Verunglückter am Herzen liegt, auf, dieſer 
Verſammlung beizuwohnen, aus welcher, wie wir 
hoffen, die Conſtituirung eines Vereins zur Rettung 
Schiffbrüchiger reſultiren wird. 
Danzig, den 2. Mai 1865. 
Die Aelleſten der Kaufmannfchaft, 
Goldschmidt. C. R. von Frantzius. Bischoff. 
Eo e 


Den Herren Direktoren 


von 
gymnaſtiſchen und Kunſtreiter⸗ 
Geſellſchaften 
zeige hiermit ergebenſt an, daß meine Circus⸗ 
Gebäude mit Stallungen in Berlin, Wien 
und Hamburg während der Zeit meiner 
Abweſenheit von dieſen Orten zu vermiethen 
ſind. Nähere Mittheilungen auf frankirte 
Geſuche ertheilt Herr Commiſſions =» Rath 
Ernſt Litfaß in Berlin, Adlerſtraße Nr. 6. 
Erust Renz. 


Nur allein wahrhaft ächt zu haben 
die durch Chemiker und Doctoren der Mediein vielfach 
erprobte und bewährte, alsdann in Metz (Frankreich), 

Hamburg, Poſen und in der Schweiz prämiirte 


Lalritz sche Waldwoll- 
Gichtwatte 


von 3 Sgr. ab, 
die den Gicht⸗ und rheumatiſchen Schmerz aller kranken 
Glieder nicht allein ſofort beruhigt, ſondern heilt; ferner 
Waldwoll⸗Oel, Spiritus, Seife, Liqueur, Bonbon ꝛc., 
Waldwolle zum Polſtern, die alles 
Ungeziefer fern hält, 15 wie ſämmtliche 
nicht einlaufende Unterkleider von 
Waldwolle, als: Jacken, Hoſen, Damen⸗ 
fpencer, Strümpfe ⸗Strickgarn, Bruſt⸗, 
Rücken⸗, Knie⸗ und Armwärmer, Waldwoll⸗Tricotin, 
Köper und Flanelle nach der Elle ꝛc. empfiehlt 
ganz ergebenſt 


A, W. Jantzen in Danzig, 
Bade⸗Anſtalt, Vorſt. Graben 34 und 


J. Stelter in Pr. Stargardt. 


Zur Vermeidung von Täuſchungen: 

Die Waldwoll⸗Gichtwatte hat durch⸗ 
weg eine reine Naturfarbe u. iſt deshalb 
von voller gleichmäßiger Wirkung und 
Heilkraft, daher leicht, von etwa vorkommender, 
mit farbenähnlicher Subſtanz beſtrichener, gewöhnlicher 
Baumwollenwatte zu unterſcheiden. 

Wieder ein neues Zeugniß. 

Kurz vor Weihnachten v. J. litt ich an ſehr heftigen 
rheumatiſchen Schmerzen in beiden Armen, welche trotz 
der Anwendung einer andern Gichtwatte nicht gelindert 
wurden. Hierauf wandte ich, da dieſe erſte Watte nicht 
geholfen halte, Laſiritz'ſche Waldwoll⸗Watte in Ber 
bindung mit desgleichen Oel an, welch' letztere Mittel 
mich auch ſehr bald völlig davon befreiten. — Ich 
beſcheinige dies der Wahrheit gemäß und empfehle zugleich 
Gicht⸗ und Rheumatismus-Leidenden dieſe ausgezeichnet 
wirkenden Waldwoll-⸗Erzeugniſſe. 

Nordhauſen, den 23. Februar 1865. 
Louis Vollborn, Tuchappreteur. 
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Eine Bäckerei, im guten baulichen Zuſtande, 
iſt mit Uebergabe ſämmtl. Kundſch. Umſtände halber 
ſofort oder vom Oct. ab unt. vortheilh. Bedingungen 
zu verk. Adr. unter T. 16. in der Eeped. d. Bl. 


Herrn Jungmann Burmeister, 
Sohn des Gutsbeſitzers B. aus Hohenſtein⸗ 
erſuchen wir zum Zweck der Ausgleichung feines Conto 8, 
uns ſeine derartige Adreſſe anzugeben. 

F. Lass & Co. in Memel. 


Verantwortliche Redaction, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


